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D er bis heute meistgelesene ar-
tikel des renommierten Philo-
sophie-Journals mind ist 
75 Jahre alt und stammt von 

ei nem mathematiker. Der artikel heißt 
„Computing machinery and intelli -
gence“, sein autor: alan turing. in die-
sem aufsatz entwarf der informatikpio-
nier das imitationsspiel, das seit gerau-
mer zeit als turing-test bekannt ist und 
bei dem es im Kern darum geht, ob men-
schen erkennen können, ob sie mit ei -
nem anderen menschen oder einem 
Computerprogramm chatten. Dieser test 
hat die Ki-Welt lange beschäftigt, pünkt-
lich zum Jubiläum verkünden nun die 
Kognitionsforscher Cameron Jones und 
Ben Bergen von der Universität san 
Diego in Kalifornien in einem Preprint, 
es sei vollbracht: zwei sprachmodelle 
hätten den turing-test bestanden: GPt-
4.5 deutlich – in 73 Prozent der Unter -
haltungen ging es als mensch durch –, 
Llama-3.1 nicht ganz so deutlich, hier 
waren es nur 56 Prozent, aber immerhin. 
Das alte Chat-Programm eLiza kam nur 
auf 25 Prozent. 

turing hatte diesen erfolg schon zur 
Jahrtausendwende erwartet, er hatte 
aber auch geschätzt, dass ein Digital-
rechner mit einem Gigabyte speicher da-
zu ausreichen würde. Die  aufregung 
über den Durchbruch hält sich in Gren-
zen. Fast jede und jeder hat erfahrungen 
mit Chatbots gemacht und sich daran ge-
wöhnt, nicht ganz sicher zu sein, mit 
wem oder was man es zu tun hat. manch-
mal zeigen studien sogar, dass menschen 
Computergedichte für besonders 
mensch lich halten, weil sie so schön ge-
fühlvoll sind, und nicht so anstrengend 
wie die Werke menschlicher Künstlerin-
nen und Künstler, die immer wieder neu-
es und Ungewohntes ausprobieren. Die 

Denken aber längst in auflösung begrif-
fen: „Weil wir denken können, beherr-
schen wir ei ne Unzahl komplexer tätig-
keiten, verschiedene menschen in ver-
schiedener ausprägung, meist besser als 
andere tiere, aber beileibe nicht immer. 
in manchen Bereichen sind die maschi-
nen inzwischen besser als wir, in ande-
ren sind sie noch schrecklich schlecht. 
aber wegen dieser Vielfalt der ausprä-
gungen ist die Frage, was Denken ist, 
nicht besonders sinnvoll, sie zerfällt in 
Hunderte einzelfragen.“ in der Psycho-
logie hat es sich daher längst eingebür-
gert, statt von Denken, von kognitiven 
Fähigkeiten zu sprechen. 

trotz bestandenen turing-tests geht 
die Debatte um die denkenden oder 
Denkleistungen nur imitierenden ma-
schinen also munter weiter. sie über-
deckt fast völlig, dass turing in seinem 
aufsatz außer dem imitationsspiel zwei 
Wege hin zu intelligenten maschinen be-
schrieben hatte: man könne entweder 
bei abstrakten tätigkeiten wie dem 
schachspiel beginnen oder eine maschi-
ne mit sinnesorganen ausstatten und sie 
unterrichten wie ein Kind. Vielleicht hat 
die Ki-Forschung mit den großen 
sprachmodellen ja eine heikle abkür-
zung genommen. Denn diese modelle 
realisieren zwar eine art Lernen, aber 
ohne Körper. Vielleicht tun sie sich des-
halb so schwer damit, die Welt zu ver -
stehen wie wir. Unter dem namen „ver-
körperte Ki“ arbeiten Forscherinnen und 
Forscher längst auch an turings ur-
sprünglicher Vision: mit Kinderrobo-
tern, simulierten Kindergärten, sandkas-
tenfreunden und allem, was dazugehört. 
Wohin dies führt, wird sich zeigen. tu-
rings aufsatz ist jedenfalls auch nach 
75 Jahren und trotz des bestandenen 
tests noch visionär. manUeLa Lenzen

Forschungsarbeit aus Kalifornien ist des-
halb weniger sensation als der sorgfältig 
dokumentierte nachweis des erwarte-
ten: Wenn man sprachmodelle gut 
promptet, ihnen etwa mitgibt, dass sie 
die Rolle eines technikaffinen neun-
zehnjährigen einnehmen sollen, der ein 
bisschen slang nutzt, aber nicht zu viel, 
der keine Punkte hinter die sätze macht 
und ab und zu Rückfragen stellt, dann 
hat der mensch es schwer, das Programm 
als Programm zu erkennen.

nun wird, wie immer, wenn von einem 
Programm behauptet wird, es habe den 
turing-test bestanden, diskutiert, was 
dieser denn eigentlich testet: Die intelli-
genz des Programms? seine Fähigkeit zu 
bluffen? Die naivität der menschen? 
Oder ihre Vorstellungen vom antwort-
verhalten ihrer mitmenschen? es wird 
diskutiert, ob die sache mit den Prompts 
fair ist oder menschen hier zu viel nach-
geholfen haben. nicht diskutiert wird, 
dass das eigentliche ziel, das turing mit 
diesem testverfahren erreichen wollte, 
bis heute nicht erreicht ist: die Frage zu 
beantworten, ob maschinen denken 
können. 

turing wollte mit dem test vor allem 
langwierige Diskussionen über die Be-
deutung von „denken“ und „maschine“ 
umgehen und die Frage nach dem Den-
ken durch ein klares Kriterium handhab-
bar machen. Würde ein Programm den 
test bestehen, sollte es als „denkende ma-
schine“ gelten. Wirklich sicher könne 
man sich natürlich nicht sein, aber das sei 

bei menschen auch nicht anders: Davon 
auszugehen, dass die mitmenschen den-
ken, sei lediglich eine „höfliche Überein-
kunft“, schrieb er. Um das Jahr 2000 he-
rum, so nahm er an, würde es sich ein -
gebürgert haben, von denkenden maschi -
nen zu sprechen. 

nun präsentieren die entwickler der 
großen sprachmodelle die neuesten 
Versionen in der tat gern als Reaso-
ning-modelle, also modelle fürs 
schlussfolgern, oder gleich als „tiefe 
Denker“. Doch die Vorbehalte, diese als 
denkfähig zu bezeichnen, sind selbst 
unter Fachleuten nach wie vor groß. Das 
mag mit gekränktem stolz zu tun haben, 
und dem Versuch, eine Grenze zwischen 
mensch und maschine aufrecht zu erhal-
ten. ein motivlage, auf die man nach tu-
ring mit trost, nicht mit argumenten re-
agieren sollte. es mag aber auch damit 
zu tun haben, dass die Unterschiede 
zwischen mensch und maschine trotz 
bestandenen turing-tests nach wie vor 
gravierend sind und die verwendeten 
Begriffe so unnötig wie werbewirksam 
Verwirrung stiften. 

„Die Rede vom Reasoning geht auf ei -
ne arbeit von 2022 zurück, in der Jason 
Wei und andere ein spezielles Format 
beim Prompting einführten“, erklärt die 
informatikerin Katharina anna zweig 
von der Universität Kaiserslautern-Lan-
dau. „statt einer maschine nur eine auf-
gabe zu geben, gibt man ihr mehrere 
ähnliche aufgaben und deren Lösungen 
und beschreibt zusätzlich noch die zwi-

schenschritte.“ Daraus lernt die maschi-
ne, auch andere aufgaben mithilfe von 
zwischenschritten zu lösen. „Diese sind 
aber nicht wie bei uns menschen inhalt-
lich sinnvoll, sondern rein syntaktisch. 
es steckt also kein Überlegen dahinter, 
sondern ein erkennen von sprachlichen 
mustern“, so zweig. Werden solche zwi-
schenschritte vollzogen, spricht man 
jetzt von Reasoning-modellen. 

„mit Reasoning wird eine Bezeich-
nung verwendet, die üblicherweise 
menschliche intelligenzleistungen aus-
zeichnet“, konstatiert Ute schmid, Pro-
fessorin für Kognitive systeme an der 
Universität Bamberg und Direktorin am 
Bayerischen institut für Digitale trans-
formation. „Diese methoden haben aber 
gar nicht den anspruch, menschliche 
kognitive Prozesse zu modellieren. statt-
dessen geht es darum, bestimmte aspek-
te menschlicher intelligenter Leistungen 
zumindest teilweise durch Computer lös-
bar zu machen.“ Beim Reasoning gehe es 
oft darum, auf Basis gegebener Regeln 
und Fakten weitere Regeln oder Fakten 
abzuleiten. „nachdem lange der Fokus 
auf rein datengetriebenen methoden des 
maschinellen Lernens lag, sehen wir ak-
tuell eine Renaissance solcher ansätze. 
Das ist eine sehr interessante entwick-
lung“, so schmid. 

also eher eine imitation von Denk-
leistungen als Denken? Der Konstanzer 
Philosoph Wolfgang spohn setzt mit tu-
ring auf Verhalten als entscheidendes 
Kriterium, sieht die Frage nach dem 

Jenseits des Turing-Tests
Die Ki-Forschung sucht antwort auf die Frage, ob maschinen denken können

ausnahme geblieben. es ist noch zu früh, 
um einschätzen zu können, wie stark die-
ses Gesetz dem Hochschul- und technolo-
giestandort Bayern tatsächlich nutzt. ini-
tiativen zu neuen studiengängen sind bis-
lang nicht bekannt geworden. symbolisch 
wirkt es aber schon jetzt als einladung an 
interessierte akteure, nicht zuletzt in der 
Unternehmensforschung. aus Baden-
Württemberg, wo die meisten Fraunhofer-
institute aus dem Bereich Verteidigung be-
heimatet sind, nämlich vier,  und das eine 
ähnliche Dichte exzellenter Forschungs-
einrichtungen und Rüstungsfirmen wie 
Bayern aufweist, ist bisher kein entspre-
chendes Bekenntnis zur zeitenwendefor-
schung zu vernehmen. zwar will der grüne 
ministerpräsident die Rüstungsindustrie 
ausbauen, doch eine entsprechende Wis-
senschaftsoffensive ist ausgeblieben. 

Verteidigung der Demokratie

Dabei könnten die Länder damit begin-
nen, bestehende stärken zu fördern: 
Dort, wo bereits relevante Forschung 
existiert, würde eine dauerhafte erhö-

L eidenschaftlich wird in 
Deutschland über zivilklauseln 
gestritten. sie sind für das 
selbstverständnis der deutschen 

Wissenschaft von großer, nicht nur sym-
bolischer Bedeutung. einige, wie die Prä-
sidentin der tU Berlin, Geraldine Rauch, 
meinen, dass Universitäten nur dem Frie-
den dienen können, wenn sie nichts mit 
dem militär zu tun haben. andere, wie 
der industrieanwalt thomas Klindt, er-
kennen einen unzulässigen eingriff in die 
Wissenschaftsfreiheit. manch ehemaliger 
Pazifist wie der Politologe Claus Legge-
wie streitet heute im angesicht des Krie-
ges in der Ukraine für eine Reform der zi-
vilklauseln. Der Präsident der Deutschen 
akademie für technikwissenschaften, 
Jan Wörner, hält sie für untauglich, da zi-
vile Forschung in den natur- und tech-
nikwissenschaften sehr häufig auch mili-
tärische anwendungen haben kann. 

seit dem russischen angriff  auf die 
Ukraine und der von Olaf scholz ausge-
rufenen zeitenwende stellt sich auch für 
die Wissenschaft die Frage, wie sie sich 
zur neuen sicherheitspolitik der Bundes-
republik verhalten soll. nur eine minder-
heit von rund siebzehn Prozent der  deut-
schen Hochschulen hat eine zivilklausel. 
Warum dann überhaupt die Debatte? 

Das in Landeshochschulgesetzen und 
Grundordnungen der Universitäten fest-
gelegte Verbot der Kooperation mit dem 
militär ist allerdings nur die spitze des 
eisbergs. es ist ausdruck eines  über -
geordneten Wunsches nach  einer rein zi-
vilen,    „guten“ Wissenschaft. Dies hat auf 
der ebene der Fakultäten und For-
schungseinrichtungen   einen vielfach 
iden  ti tätsbildenden Diskurs gegen Ver-
bindungen jeglicher art sowohl zur Ver-
teidigungsindustrie als auch zu den streit-
kräften oder den nachrichtendiensten in 
Gang gebracht. ausdruck dieser Kultur ist 
die seit 1969 von der sPD gezielt geför-
derte Friedens- und Konfliktforschung. 
sie ist im ganzen Land präsent und an 
mehreren Universitäten verankert. 

ihr Feld ist weit, doch liegt das For-
schungsinteresse primär auf der Herstel-
lung und den Bedingungsfaktoren eines 
positiven Friedens (Johan Galtung), der 
über die abwesenheit von Krieg hinaus-
geht, und nicht auf der Herstellung  von si-
cherheit, was andere, vor allem militä -
rische instrumente erfordert. Daher ten-
diert die Friedens- und Konfliktforschung   
dazu, die  Operationslogik und die tech -
nischen Funktionsbedingungen militä -
rischer akteure nicht gut und schon gar 
nicht von innen heraus zu verstehen. in 
diesem sinne ist die Friedens- und Kon-
fliktforschung sichtbarer ausdruck der 
sprachlosigkeit zwischen Wissenschaft, 
Verteidigungsindustrie und streitkräften.

Vor diesem Hintergrund sind zivil -
klauseln an deutschen Universitäten von 
großer, nicht nur symbolischer Bedeutung. 
Besonders gilt dies für die technischen 
Universitäten, von denen sich ein Großteil 

schon  im Kalten Krieg zivilklauseln gab, 
um die  befürchtete militarisierung der 
technik- und naturwissenschaften zu ver-
hindern. Dieses Bekenntnis gewann nach 
der Deutschen einheit noch einmal an 
Fahrt, obwohl das geopolitische Umfeld 
der Bundesrepublik fried licher wurde.

in der Praxis hat dies bis heute be -
deutende Folgen. Die Verteidigungsfor-
schung wurde an spezialisierte institute 
der Fraunhofer-Gesellschaft ausgelagert,  
und die Beziehungen zwischen Vertei -
digungsindustrie und zivilen Universi -
täten konzentrierten sich auf wenige 
technische Hochschulen, insbesondere in 
aachen, Karlsruhe, münchen und stutt-
gart. Wo es in der jungen Bundesrepublik 
noch netzwerke zwischen Wissenschaft, 
industrie und streitkräften gegeben hatte, 
etwa in Braunschweig in der Luftfahrt, 
verloren diese nach und nach an Bedeu-
tung. Die im engeren sinne wehrtech -
nische Forschung war an Ressortfor-
schungsinstitute wie das Deutsche ins -
titut für Luft- und Raumfahrttechnik 
(DLR) und das institut saint-Louis (isL) 
oder an multinationale Forschungsinsti-
tute der natO delegiert. in den Geistes- 
und sozialwissenschaften war die habi -
tuelle Distanz zum militär traditionell be-
sonders stark ausgeprägt. 

Lethargie der Länder

Daher gibt es an deutschen Universitäten 
bis heute kaum Forschung und Lehre im 
Bereich der strategischen studien, der in-
telligence studies oder der militärge-
schichte. eine Folge davon ist, dass es der 
Politik, den Parteien, den stiftungen, den 
Denkfabriken und den medien an mit-
arbeitern mit einer soliden sicherheits-
politischen expertise fehlt. eine zeiten-
wende für die Universitäten würde bedeu-
ten, einschlägige studiengänge aufzubau -
en,  aber auch zu einem Drehtürmodell zu 
finden, in dem diese expertise sich  sehr 
viel stärker als bisher zwischen Wissen-
schaft, Verwaltung, industrie, streitkräf-
ten, Beratung und medien frei bewegen 
kann. Das würde der aktuellen Ver säu -
lung entgegenwirken und den „strategi-
schen iQ“ (John Wells) entscheidend er-
höhen. auch hier gehen zivilklauseln mit 
ihrem restriktiven Denken an den erfor-
dernissen der zeitenwende vorbei.

Dieser Befund scheint an den zustän -
digen stellen bislang vorbeigegangen zu 
sein. Die primäre Verantwortung zur Fi-
nanzierung der Hochschulen liegt bei 
den Ländern. Offensichtlich herrscht in 
den staatskanzleien jedoch kein interes-
se an einer Profilbildung  im Bereich der 
stra tegischen studien, noch nicht ein-
mal in den von der CDU regierten Län-
dern schleswig-Holstein oder nord-
rhein-Westfalen, wo weder bestehende 
institute personell gestärkt noch neue 
geschaffen wurden.

Das Bayerische Gesetz zur Förderung 
der Bundeswehr von 2024 ist die große 

Das Verbot militärischer Kooperation hat 
die    sicherheitsforschung an den  Hochschulen  

weit zurückgeworfen. Bund und Länder 
müssen   dringend handeln.

  Von Sönke Neitzel und Christian E. Rieck

Warten auf 
die Zeitenwende

hung der Grundausstattung den Lehr-
stühlen sehr helfen. in Brandenburg hat 
eben der saP-Gründer Hasso Plattner 
einen hohen dreistelligen millionenbe-
trag für den aus bau seines gleichnami-
gen instituts für Digital engineering zu 
einem nationalen Kompetenzzentrum 
für Künstliche intelligenz und Cybersi-
cherheit bereitgestellt. Die Landesregie-
rung in Potsdam sollte dieses momen-
tum auch für eine stärkung der zeiten-
wendeforschung in den Geistes- und 
sozialwissenschaften nutzen.

Was ist noch zu tun? Da die allermeis-
ten Bundesländer die zeichen der zeit 
verschlafen, ist es die aufgabe des Bun-
des, anreize zu setzen. Der Koalitions-
vertrag der Regierungsparteien ver-
spricht, „eine Förderkulisse für sicher-
heits- und Verteidigungsforschung“ zu 
schaffen. so könnte es gelingen, zumin-
dest eine groß angelegte Projektförde-
rung anzuschieben, die die schaffung 
von Lehrstühlen mit entsprechenden 
mitarbeiterstellen ebenso einschließen 
müsste  wie eine Finanzierung von For-
schungsclustern oder universitären an-
instituten. Ähnlich wie bei der initiative 
des Forschungsministeriums zur Förde-
rung der Regionalwissenschaften (area 
studies) seit 2010, würde dies anreize 
setzen, damit Landesregierungen und 
Hochschulen schwerpunkte in diesem 
breiten Bereich definieren, die im Be-
reich der natur-, technik-, sozial- oder 

Geisteswissenschaften liegen können, 
idealerweise aber interdisziplinär aufge-
baut sind. solche Programme dienen der 
Profilbildung der Hochschulen und er-
möglichen  arbeitsteilige Forschung. 
idealerweise geschieht dies dau erhaft 
durch eine Programmförderung durch 
den Bund, mit anreizen auch für die an-
gewandte Forschung. 

eine militarisierung der Wissen-
schaft droht dadurch nicht. Der zivile, 
repu blikanische und demokratische 
Charakter des Wissenschaftssystems 
steht außer Fra ge. es wäre aber der 
sicherheitspoli tischen Lage angemes-
sen, wenn auch die Universitäten die 
Kultur der zivilklausel hinter sich las-
sen und erkennen, dass sie eine Rolle 
bei der Verteidigung der Demokratie 
gegen äußere Feinde spielen. Die mehr-
heit der Wissenschaftsminister, Univer-
sitätspräsidenten und Dekane in die-
sem Land scheint allerdings der mei-
nung zu sein, dass der Krieg in der 
Ukraine und die sich dramatisch ver-
schärfende globale sicherheitspoliti-
sche Lage mit ihr nichts zu tun haben. 
Welch ein irrtum.
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Panzerinspektion durch 
die  Zivilgesellschaft: 
Tag der offenen Tür an der 
Helmut-Schmidt-Universität 
der Bundeswehr in Hamburg
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Der vorerst letzte   akt bei der Gän-
gelung der ungarischen Wissen-
schaft durch die  Regierung  ist bis-
lang ohne großes  echo geblieben. 
auch in Ungarn fielen die Demonst-
rationen   kleiner  aus als die letzten 
male. Vielleicht weil das ideologi-
sche ziel  diesmal nicht klar zu er-
kennen ist, vielleicht weil es ein sol-
ches  gar nicht gibt.   Leidtragende     
sind   die vier  geisteswissenschaftli-
chen institute des großen For-
schungsnetzwerks HUn-Ren, die 
nach einem Beschluss des Verwal-
tungsrats an die eötvös-Loránd-
Universität (eLte) überführt wer-
den sollen, eine prestigereiche, aber 
als finanzschwach  geltende   institu-
tion. Konkret betrifft der erzwunge-
ne Umzug das Forschungszentrum 
für Geisteswissenschaften, das 
Ungarische Forschungszentrum für 
sprachwissenschaft, das zentrum 
für sozialwissenschaften und das 
zentrum für Wirtschafts- und Re-
gionalstudien, alle gehören zu den 
spitzenkräften in ihren Gebieten.

Der Vorschlag für den transfer   
kam nach  medienberichten von dem 
künftigen Präsidenten der eLte, 
Lénárd Darázs,  und wurde  vom  Ver-
waltungsrat des HUn-Ren im 
schnelldurchgang   über die Köpfe 
der betroffenen institute und Wis-
senschaftler hinweg durchgesetzt.  
„Bis heute wurde uns  nicht einmal 
offiziell erklärt, warum die Reform 
überhaupt nötig ist“, sagt sándor 
Horváth, Leiter der zeitgeschichtli-
chen Forschungsgruppe  am   For-
schungszentrum für Geisteswissen-
schaften,  einem der betroffenen ins-
titute.   „Wir wissen nicht, wie viel 
Geld wir  in zukunft bekommen, wie 
uns die Universität integrieren will, 
ja nicht einmal, ob es uns in einem 
Jahr überhaupt noch geben wird.“ 
zusätzliche   mittel für den transfer 
von immerhin 1200 Forschern  wur-
den der   Universität nach angaben 
von an dem netzwerk beschäftigten 
Wissenschaftlern nur für ein Jahr 
bewilligt. HUn-Ren-Präsident Ba-
lázs Gulyás  behauptet dagegen 
gegenüber dieser zeitung, die be-
troffenen institute kontinuierlich 
über den Prozess informiert zu ha-
ben. außerdem sei ihnen dieselbe 
Grundfinanzierung wie bei HUn-
Ren zugesichert worden. 

sándor  Horváth sieht hinter dem 
transfer      keinen sorgfältig vorberei-
teten masterplan, um kritische Wis-
senschaftler ins abseits zu drängen 
und die Forschung auf die  nationale 
agenda auszurichten, sondern viel-
mehr eine sinnlose und zunehmend 
groteske abfolge chaotischer Vor-
gänge, die die  Forscher in einen zu-
stand permanenter Unsicherheit 
versetzt haben.   Drei Verwaltungs-
ratsmitglieder des HUn-Ren traten 
nach der entscheidung zurück, was 
politischen Druck vermuten lässt.  
HUn-Ren-Präsident   Gulyás vertei-
digt  den von ihm mitbeschlossenen 
transfer gegenüber  dieser zeitung 
als Beitrag zur Fortentwicklung der 
institute, die näher an den talent-
pool der Universitäten herangerückt 
würden. Doch auch er wird wissen, 
dass die Wissenschaftler an der Uni-
versität weit weniger gute  Bedin-
gungen haben werden als an dem 
auf spitzenforschung ausgerichteten 
HUn-Ren. Der am HUn-Ren be-
schäftigte mathematiker miklós 
 abért weist darauf hin, dass die 
Geisteswissenschaften durch den 
transfer von der entwicklung der 
Künstlichen intelligenz abgeschnit-
ten werden, die an dem netzwerk 
vorangetrieben wird, obwohl sie 
eine wichtige Rolle spielen könnten.   

Die  Odyssee der institute begann  
mit der Reform der akademie der 
Wissenschaften im Jahr  2019, bei 
der   sie  aus der akademie herausge-
löst und der Kontrolle einer staatlich 
gelenkten stiftung unterstellt wur-
den. Diese wurde 2023 in das HUn-
Ren-Forschungsnetzwerk über-
führt, einen Verbund von mehr als 
vierzig instituten aus allen Wissen-
schaftssparten, der Ungarn an die 
internationale spitzenforschung he-
ranführen soll. noch bis vor Kurzem 
wurde  die einheit des Forschungs-
netzwerks beschworen. Die plötzli-
che  Herauslösung der vier institute, 
gegen die sich in einer internen Um-
frage knapp neunzig Prozent der be-
teiligten Wissenschaftler ausspra-
chen, hat    einen massiven Vertrau-
ensverlust in die Führung des 
netzwerks bewirkt.   nach Horváth 
gibt es noch eine kleine Hoffnung, 
dass das formale Verfahren juris-
tisch angegriffen wird, bevor der 
transferbeschluss  anfang august 
wirksam wird. andere richten ihre 
Hoffnung  auf den kommenden ap-
ril, wenn in Ungarn gewählt wird. 
eine neue Regierung könnte  die ins-
titute wieder an die akademie der 
Wissenschaften zurückgeben, wo sie 
wohl    am besten aufgehoben sind. es 
müsste dann aber auch wirklich eine 
neue Regierung sein.  tHOmas tHieL

Kopflose 
Reformen
Ungarn destabilisiert  
sozialwissenschaften
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